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Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 e auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (Drs. 16/13865)

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung begründet. Ich darf das Wort 

an Herrn Staatssekretär Eck weiterreichen. Bitte sehr.

Staatssekretär Gerhard Eck (Innenministerium): Sehr geehrter Herr Präsident, ver­

ehrte Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus! Dieser Gesetzentwurf betrifft den Erlass 

von Parkanlagenverordnungen für staatliche Parkanlagen. Die derzeitige Verord­

nungsermächtigung für das Finanzministerium soll beibehalten werden, bis belastbare 

Vollzugserfahrungen vorliegen.

Wie Sie wissen, enthält das Landesstraf- und Verordnungsgesetz seit dem 1. August 

2008 eine Ermächtigung für das Finanzministerium, Verordnungen für die Benutzung 

der staatlichen Parkanlagen zu erlassen. Das Finanzministerium kann diese Ermächti­

gung durch Delegationsverordnung auf die Verwaltung der Staatlichen Schlösser, 

Gärten und Seen übertragen. Die Verordnungsermächtigung im Landesstraf- und Ver­

ordnungsgesetz tritt Ende dieses Jahres außer Kraft. Mit der Befristung sollte gewähr­

leistet werden, dass auf der Grundlage der gemachten Vollzugserfahrungen mit Park­

anlagenverordnungen über den langfristigen Fortbestand der Regelung entschieden 

werden kann. Bislang liegen jedoch keine ausreichenden Vollzugserfahrungen vor. 

Die Delegationsverordnung des Finanzministeriums ist am 1. Oktober 2011 in Kraft         

getreten, die Verordnung der Schlösserverwaltung über die staatliche Parkanlage Hof­

garten Bayreuth am 15. April 2012. Belastbare Aussagen über Vollzugserfahrungen        

werden somit bis zum Jahresende schlicht und ergreifend nicht möglich sein. Daher 

soll die Geltungsdauer der Verordnungsermächtigung im Landesstraf- und Verord­

nungsgesetz bis Ende 2014 verlängert werden. Dann kann, so meinen wir, die endgül­

tige Entscheidung über ihren Fortbestand getroffen werden.
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Ich will es nicht verlängern und bitte Sie um Zustimmung. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Staatssekretär. Ich eröffne die 

Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Perlak.

Reinhold Perlak (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kol­

legen! Wie der Herr Staatssekretär bereits ausgeführt hat, ist das Landesstraf- und 

Verordnungsgesetz schon im Jahr 1988 mit entsprechenden Festlegungen verändert 

worden. Wie ebenfalls erwähnt, sollte hierdurch ein rechtlicher Rahmen dafür geschaf­

fen werden, dass die 27 Schlösser, Gärten und Parkanlagen und auch die Seenland­

schaften, die in staatlichem Besitz sind, so abgesichert werden, dass man einen recht­

lichen Handlungsrahmen dafür bekommt. Damit sollte auch erreicht werden, dass 

Probleme und Klagen über Belästigungen, Vorschriftsverletzungen, Hausmüllentsor­

gung in Parks, Feuer, Partylärm bis hin zu Vandalismus und vieles Ähnliche mehr in 

den erwähnten staatlichen Einrichtungen vermieden werden und - so heißt es im Ge­

setzestext; das ist eine Passage, die mir besonders gut gefallen hat - das ordentliche 

Lebensgefühl nicht zerstört wird. Dabei sollte natürlich gleichzeitig auch eine Durch­

forstung der bestehenden Anordnungen erfolgen, um unnötig bestehende bürokrati­

sche Festlegungen auszusondern. Auch das war eine sinnvolle Festlegung. Für den 

Nutzer sollte allerdings der größtmögliche Freiraum erhalten bleiben.

Verkürzt und zusammengefasst: Man will den staatlichen Verwaltungsbehörden mit Ei­

gentum von Liegenschaften die Möglichkeit einräumen, dass sie Handhabungen er­

halten, wie sie in allen ordentlichen Kommunen auch gegeben sind. Das erscheint 

sinnvoll. Deswegen möchte ich im Rahmen dessen, was der Herr Staatssekretär 

schon gesagt hat, nichts wiederholen. Wir stimmen wie schon vor fünf Jahren dieser 

Verlängerung zu, um einen ausreichend langen Ermittlungszeitraum zu haben, sodass 

gegebenenfalls später weitere Veränderungen veranlasst werden können.

(Beifall bei der SPD)

Protokollauszug
109. Plenum, 17.10.2012 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 2 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000363.html


Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Die nächste Wortmeldung ist von Herrn Kollegen 

Ländner. - Herr Ländner ist nicht da. Damit entfällt nach der Geschäftsordnung der 

Redebeitrag.

Als nächsten Redner rufe ich Herrn Kollegen Pohl auf.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, 

Herr Staatssekretär, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es geht letztlich um eine Kleinig­

keit: um die Verlängerung der Geltungsdauer des Artikels 20 des Landesstraf- und          

Verordnungsgesetzes. Herr Kollege Perlak hat zu Recht darauf hingewiesen, dass 

man der Verwaltung der Staatlichen Schlösser, Gärten und Seen eine ähnliche Kom­

petenz einräumen will, wie sie die Kommunen haben. Nun sind zwar Schlösser, Gär­

ten und Seen durch das Grundgesetz und die Bayerische Verfassung nicht mit einer 

staatlichen Selbstverwaltungsgarantie ausgestattet. Dennoch ist es sinnvoll, dass die 

Schlösserverwaltung in ihrem eigenen Bereich derartige Regelungen treffen kann, um 

für Ordnung zu sorgen.

Ich halte es für sinnvoll, diese Regelung bis 2014 zu verlängern. Ich hätte, offen ge­

standen, auch kein Problem damit, wenn man die Regelung nicht nur verlängert, son­

dern irgendwann einmal im Gesetz verankert. Ich glaube nicht, dass wir bei einer der­

art "weltumgreifenden" Regelung noch lange herumexperimentieren und evaluieren 

müssten. In anderen Bereichen wäre dies viel eher anzunehmen.

Die Staatsregierung hat einen Gesetzentwurf vorgelegt. Er bleibt zwar hinter dem zu­

rück, was man vielleicht hätte machen können. Aber er ist zweifellos richtig und wird 

von unserer Fraktion deswegen unterstützt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Die nächste Wortmeldung kommt von Frau Kolle­

gin Tausendfreund.
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Susanna Tausendfreund (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es gibt einen Dissens. Wir sind nämlich anderer Meinung. Wir sprechen uns entschie­

den gegen die Ermächtigung aus, mit der die Schlösser- und Seenverwaltung buß­

geldbewehrte Verordnungen für die Nutzung der Parkanlagen erlassen können soll. 

Demgemäß stimmen wir auch einer Verlängerung nicht zu.

Die staatlichen Parkanlagen, die vom Finanzministerium via Schlösser- und Seenver­

waltung gepflegt werden, müssen der Öffentlichkeit zu den gleichen Bedingungen zur 

Verfügung stehen wie andere öffentliche Flächen, also wie Parks, Grünanlagen, Spa­

zierwege. Sonderrechte für die Schlösser- und Seenverwaltung sind erstens nicht er­

forderlich, und zweitens schränken sie die Rechte der Bevölkerung unnötig ein.

Warum soll das Radfahren oder das Betreten einer Wiese verboten werden können? 

Die Parkflächen sind nicht "Privateigentum" des Finanzministeriums. Sie müssen der 

Allgemeinheit zur Verfügung stehen.

Das Pilotprojekt war der Hofgarten beim Neuen Schloss in Bayreuth. Dort ist jetzt eine 

entsprechende Verordnung in Kraft. Kein Mensch kann dort das nun vorhandene Rad­

fahrverbot verstehen. Es wird als Schikane empfunden. Dass bei Übertretung des Ver­

bots ein Bußgeld verhängt werden kann, wird als Zumutung empfunden.

Es gibt keine parlamentarische Möglichkeit, auf den Inhalt der Verordnungen Einfluss 

zu nehmen. Es sind keine Grenzen gesetzt, was alles verboten werden kann und wel­

che Bußgelder in welcher Höhe verhängt werden können. Dies kann die Schlösser- 

und Seenverwaltung in Selbstherrlichkeit bestimmen.

Der Gesetzentwurf ist Ausdruck eines hoheitlichen Staatsverständnisses, welches wir 

jedenfalls überwinden wollen. Es passt nicht zu einem modernen Bayern mit mündi­

gen Bürgerinnen und Bürgern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Das Wort hat Herr Kollege Dr. Fischer für die 

FDP.

Dr. Andreas Fischer (FDP): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wenn man ein 

Gesetz mit einem Verfallsdatum in dem Sinne versieht, dass es gilt, bis man bessere 

Erkenntnisse hat, dann handelt es sich um einen sinnvollen Weg. Man muss dann 

aber auch so lange abwarten, bis diese Erkenntnisse vorliegen. Wenn man die Er­

kenntnisse noch nicht hat, gibt es eigentlich nur eine vernünftige Maßnahme, nämlich 

die Laufzeit zu verlängern, bis die künftigen Erkenntnisse, derentwegen man das Ge­

setz befristet erlassen hat, vorliegen.

Ich kann nicht verstehen, was die Vorrednerin vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu 

ihrer schon jetzt feststehenden ablehnenden Haltung bewogen hat. Für mich ist es 

wieder einmal typisch, dass man sich hier als Neinsager etabliert. Alle anderen Frakti­

onen hier sind sich einig.

Ich halte es für sinnvoll und richtig, wenn das Bayerische Staatsministerium für Finan­

zen mit der Verwaltung der Liegenschaften die Möglichkeiten hat, über die auch jede 

Kommune verfügt. Daran sollten wir festhalten.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 

ist die Aussprache geschlossen.

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor, den Gesetzentwurf dem Aus­

schuss für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit als federführendem Ausschuss 

zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? - Ich vernehme keinen Widerspruch. 

Dann ist so beschlossen.
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